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n .. 1l( 3'1~der Beilagen zu den S.tenographischen Protokdlen 
, , des Nllt!Q.J'lalnttes XYlIt. Gesetzget:;ungsperiode 

A n fra g e 

der Abgeordneten Wolf, Gradwohl 
und Genossen 
an den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 

Aus formalen Gründen, wie zum Beispiel Abstimmung über die Bei­
trittsverträge in den Parlamenten der 12 EU-Mitgliedsstaaten, 
wird ein Beitrittsdatum Österreichs am 1. Jänner 1995 eher un­
wahrscheinlich. 

Sicher aber gilt ab 1. Jänner 1995 GATT 94, das Ergebnis der 
Uruguay-Runde im Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen. Auch 
wenn das Wirtschaftsjahr und nicht das Kalenderjahr für die 

landwirtschaftlichen Produktionen gilt, könnten beispielsweise 
die grenzwirksamen Maßnahmen bereits ab 1. Jänner 1995 umge­
setzt werden müssen. 

Sie selbst, Herr Bundesminister, haben am 2. Februar 1994, dem 
Parlament in einer Anfragebeantwortung mitgeteilt "Für die 

österreichische Landwirtschaft bedeutet das Ergebnis der Uru­
guay-Runde: 
- Die Preise werden sinken; 
- die Exportpolitik muß grundlegend reformiert werden; 
- die Grenzen werden offener." 
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Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den Bundesmi­
nister für Land- und Forstwirtschaft folgende 

A n fra g e : 

1. Haben Sie in Ihrem Ressort verwaltungsmäßige Vorkehrungen 
getroffen, daß GATT 94 in Österreich vollzogen werden 
kann, wenn am 1. Jänner 1995 Österreich noch nicht Mit­
glied der EU ist? 

2. Welche österreichischen Gesetze und Verordnungen bzw. 
sozialpartnerschaftliche Abkommen, wie zum Beispiel das 
Getreideprotokoll, würden dann ab 1. Jänner 1995 nicht 
mehr gelten? 

3. Welche Auswirkungen hätte das auf die unmittelbar betrof­
fenen Bauern und ihre Betriebe? Welche Vorkehrungen haben 
Sie getroffen, daß diese möglicherweise in ihrer Existenz 

davon betroffenen bäuerlichen Familien rechtzeitig infor­
miert sind, um auch betriebswirtschaftlich richtig reagie­
ren zu können? 

4. Sie haben im Februar 1994 in Genf die GATT-Verpflichtungs­
listen für Österreich deponieren lassen. Warum wurde die 
Öffentlichkeit, insbesondere die betroffenen Bauern, von 
ihrem Inhalt, von ihrer Umsetzung im Detail und ihren 
praktischen Auswirkungen für die Bauern nicht informiert? 
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